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Einleitung
Der PfarrPlan 2030 stellt Kirchengemeinden und Pfarrämter vor Herausforderungen, die nur gemeinsam bearbeitet werden können. Insbesondere wird es darum gehen, die Parochie übergreifende sowie die regio-lokale Zusammenarbeit zu intensivieren. Dazu müssen parochiale Überlegungen ebenso gewichtet werden, wie Gesichtspunkte, die aus dem regio-lokale Zusammenhängen stammen. Häufiger als zuvor muss darüber nachgedacht werden, ob für die Zusammenarbeit von Kirchengemeinden die Bildung einer Gesamtkirchengemeinde, einer Verbundkirchengemeinde oder sogar die Fusion von Kirchengemeinden notwendig und sinnvoll ist. 

Zu diesen Themen können sich benachbarte Kirchengemeinderäte zu Klausuren und thematisch orientierten Tagungen zusammenfinden. Beratung kann dafür in Anspruch genommen werden. (Antrag an die Vernetzte Beratung (Fachb. Gemeindeberatung u. Organisationsentwicklung/GOW) (office.com); Antrag an die Vernetzte Beratung (Fachbereiche S-P-I-RV-AGL) (office.com)). Weiter hilfreiche Hinweise lassen sich auch finden unter: Kirche neu denken (kirche-neu-denken.de) 

Bei den Lösungen muss vor allem in den Blick genommen werden, dass Pfarrstellen zukünftig besetzbar bleiben und der zu ihnen gehörende Dienstauftrag leist- und lebbar ist. (Impulse unter: Pfarrdienst leben (kirche-neu-denken.de)).

1 Zusätzlicher Predigtauftrag und Seelsorgebezirk in einer benachbarten Kirchengemeinde

Mit einer Pfarrstelle können durch Festlegung in der Geschäftsordnung ein Predigtauftrag und ein Seelsorgebezirk in einer benachbarten Kirchengemeinde verbunden werden. Der Stelleninhaber oder die Stelleninhaberin ist dann in der benachbarten Kirchengemeinde Mitglied im Kirchengemeinderat. (Es kann, wenn erforderlich, mit dieser Pfarrstelle auch der Vorsitz im benachbarten Kirchengemeinderat verbunden werden.) Für die Beteiligung der benachbarten Kirchengemeinde an der Besetzung dieser Pfarrstelle gilt Nr. 9 a) Ausführungsverordnung Pfarrstellenbesetzungsgesetz (siehe unten unter 2.). 
2 Verbesserung der parochieübergreifenden Zusammenarbeit im Pfarramt (§ 10 Abs. 3 WürttPfG)
RS 440 und 441 Pfarrdienstgesetz der EKD § 28 § 10 (Zu § 28 Absatz 4 PfDG.EKD)
Parochialrechte Ziffer 3 ermöglicht es, dass die Zuständigkeit für bestimmte Dienste einer Gemeindepfarrerin oder eines Gemeindepfarrers durch Geschäftsordnung auf ein benachbartes Pfarramt übertragen werden. So können benachbarte Pfarrämter zusammenarbeiten und Entlastungen erreicht werden. In Ausnahmefällen ist dies auch für Pfarrerinnen und Pfarrer mit einem Sonderauftrag möglich. 
Diese Regelungen lassen Spielraum für den Fall, dass Kirchengemeinden keine Strukturanpassungen vornehmen wollen, obwohl dies auch nahe läge. 

Die Details sollen in einigen Stichworten zusammengefasst werden:

· Gottesdienste
Grundsätzlich gilt: Für jeden Gottesdienst ist ein Pfarramt zuständig. Die Zuständigkeit wird in der Geschäftsordnung für die Pfarrämter festgelegt. Die Zahl der Gottesdienste und Predigtstellen wird sich an der Zahl der Pfarrstellen orientieren. Für die beteiligten Pfarrämter wird ein gemeinsamer Gottesdienstplan errichtet. Doppeldienste, aber auch alternierende Gottesdienstorte, Predigtstellen mit einem regelmäßigen Gottesdienstangebot und weitere Ort(e) mit Gottesdiensten in größeren Abständen können darin Platz finden. Dieser Plan kann eine gewisse Komplexität annehmen, wenn mehrere Pfarrämter beteiligt oder mehrere Gottesdienstorte bedacht werden müssen. An welchen Orten an welchen Sonn- und kirchlichen Feiertagen zu welchen Anfangszeiten Gottesdienste gefeiert werden, lässt sich nicht formal entscheiden, sondern wird unter Abwägung unterschiedlicher Gesichtspunkte entschieden und festgelegt.

Anders als bisher werden im PfarrPlan 2030 bei der Berechnung der Zielzahlen für die Kirchenbezirke keine zusätzlichen Predigtstellen innerhalb einer Kirchengemeinde mehr berücksichtigt. 

· Beteiligung im Kirchengemeinderat
Bei einem regelmäßigen Gottesdienstauftrag muss eine Pfarrerin oder ein Pfarrer auch regelmäßig im Kirchengemeinderat ansprechbar sein. Das Recht zur beratenden Teilnahme ist daher in der Kirchengemeindeordnung geregelt. Der Umfang der Verpflichtung zum Erscheinen wird in der Geschäftsordnung für das Pfarramt festgelegt.

Für die Verpflichtung zur beratenden Teilnahme ist vorgesehen:

· Bei Gottesdienst alle zwei Monate und seltener („bis zu sechs Mal im Jahr“): einmal im Jahr.
· Bei Gottesdienst öfter als alle zwei Monate bis einmal im Monat („sieben bis zwölf Mal im Jahr“): einmal im Halbjahr.
· Bei Gottesdienst öfter als einmal im Monat („mehr als zwölf Mal im Jahr“): einmal im Vierteljahr.
· Wenn noch umfangreiche Kasual- und/oder andere pfarramtliche Aufgaben dazu kommen, kann auch die regelmäßige Teilnahme angeordnet werden (= „zweiter Pfarrer“ der Kirchengemeinde).

· Wenn über die Verkündigungsaufgaben hinaus Kasualien übertragen wurden, dann besteht eine Pflicht zur Teilnahme darüber hinaus, wenn dies durch diese Kasualien betreffende Belange veranlasst ist. In diesem Fall sind die Termine abzusprechen.

· Pfarrstellenbesetzung 
Bei der Frage, ob ein Kirchengemeinderat im Besetzungsgremium einer Pfarrstelle beteiligt wird, wird wesentlich auf den Gottesdienstauftrag abgestellt. In diesem Fall entsendet ein Kirchengemeinderat ein oder mehrere Vertreter entsenden. Die Sätze 3 und 4 in Nr. 9 a) Ausführungsverordnung Pfarrstellenbesetzungsgesetz bestimmen:

„Im Übrigen entsendet der Kirchengemeinderat aus einer nur teilweise zu versehenden Kirchengemeinde
1 Vertreterin oder Vertreter, wenn der Predigtauftrag weniger als einen regelmäßigen Gottesdienst im Monat umfasst,
2 Vertreterinnen oder Vertreter, wenn der Predigtauftrag mindestens einen regelmäßigen Gottesdienst im Monat umfasst,
3 Vertreterinnen oder Vertreter bei einem Seelsorgebezirk von weniger als 500 Gemeindegliedern, oder wenn der Predigtauftrag mindestens einen regelmäßigen Gottesdienst im Monat umfasst und die Geschäftsordnung für das Pfarramt die beratende Teilnahme an allen Sitzungen des Kirchengemeinderates vorschreibt,
5 Vertreterinnen oder Vertreter bei einem Seelsorgebezirk von 500 bis 1000 Gemeindegliedern,
7 Vertreterinnen oder Vertreter bei einem Seelsorgebezirk von mehr als 1000 Gemeindegliedern.
Die Zahl der entsandten Vertreterinnen und Vertreter darf jedoch zusammen mit der der Vertreterinnen und Vertreter des Gesamtkirchengemeinderats die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder des Kirchengemeinderats der ganz zu versehenden Kirchengemeinde nicht übersteigen. Vertreterinnen und Vertreter der Gesamtkirchengemeinde gehen denen der teilweise versehenen Kirchengemeinden, die Vertreterinnen der Kirchengemeinden, in denen ein Seelsorgebezirk versehen wird, den anderen Kirchengemeinden vor.“

· Geeignete Arbeitsfelder der Zusammenarbeit 
Arbeitsfelder, die sich besonders eignen, sind tendenziell regio-lokal ausgerichtet. Die Idee ist einfach: Regio-lokale Kirchenentwicklung will die verschiedenen Gemeinden und Gruppen in einer Region zusammenbringen und aussenden, will sie am Ort stärken und ihre Gaben zum Besten der Region weiterentwickeln. 
Ein abgestimmtes und vielfältiges Gottesdienstangebot kann begleitet werden durch weitere gemeinsame Arbeitsfelder – auch im Team – z.B. im Konfirmandenunterricht, in der Jugendarbeit, der Schulsozialarbeit, der Seniorenarbeit und auch in der Begleitung und Schulung für Ehrenamtliche (z.B. Kindergottesdienst-Vorbereitung). Weiter kann an Freizeitangebote für Kinder, Jugendliche, SeniorInnen, oder auch die Öffentlichkeitsarbeit (z.B. Gemeindebriefe, social-media Auftritte) gedacht werden. Ebenso eignet sich die seelsorgerliche Begleitung eines Altenheims
, Behindertenheims oder eines Krankenhauses. 

Die Übertragung von Kasualien sollte nur dort erfolgen, wo eine hohe Predigtpräsenz und eine hohe Präsenz im Kirchengemeinderat vorhanden sind. Geschäftsführungsbezogenen Aufgaben sollten das Kirchliche Gesetz zur Modernisierung der Verwaltung und dessen konkrete Umsetzung vor Ort und in der Region berücksichtigen. 
3 Gesamtkirchengemeinden

Vor allem bei einer Einzelpfarrstelle mit eingeschränktem Dienstauftrag sollte erwogen werden, mit benachbarten Kirchengemeinden eine Gesamtkirchengemeinde, vielleicht auch in der Form der Verbundkirchengemeinde (s. unter 4), zu bilden, da die Aufgabe der Geschäftsführung der Kirchengemeinde ohnehin von dem Stelleninhaber oder der Stelleninhaberin mit einer 100%-Stelle wahrgenommen werden muss.

Je nach Ausgestaltung der Ortssatzung kann die Selbständigkeit der einzelnen Kirchengemeinden innerhalb der Gesamtkirchengemeinde unterschiedlich geregelt werden. 
Auskünfte dazu sind im Referat 8.1 des Oberkirchenrats (Herr Kolb, DW -231) erhältlich. Mustersatzungen können bei der Vernetzten Beratung Vernetzte Beratung (elk-wue.de) angefragt werden. 

4 Verbundkirchengemeinden
Eine besondere Form der Gesamtkirchengemeinde stellt die Verbundkirchengemeinde dar. Während das Eigentum an Immobilien und Grundbesitz sowie die Wahl zum (Verbund-)Kirchen-gemeinderat in der Hoheit der jeweiligen Kirchengemeinde verbleiben, werden das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen, die Mitwirkung an der Geschäftsordnung für das Pfarramt und die Verantwortung für die örtliche Gottesdienstordnung kraft Gesetzes bei der Verbundkirchengemeinde angesiedelt. Die Pfarrstelle ist, beziehungsweise die Pfarrstellen sind, der Verbundkirchengemeinde zugeordnet. Der Verbundkirchengemeinderat bildet für alle der Verbundkirchengemeinde zugeordneten Pfarrstellen das Pfarrstellenbesetzungsgremium. Er ist im Pfarrstellenbesetzungsgremium anderer Pfarrstellen vertreten, deren Inhaberinnen oder Inhaber geschäftsordnungsmäßig Dienst in der Verbundkirchengemeinde zu versehen haben (§ 2 Abs. 6a PfstBG). Die Verbundkirchengemeinde eignet sich also besonders für Kirchengemeinden, die bereits schon zusammenarbeiten, die sich Beweglichkeit bei der örtlichen Gottesdienstordnung wünschen, die ein gemeinsames Immobilienmanagement umsetzen wollen. 
Weitere Auskünfte zu Verbundkirchengemeinden sind im Referat 8.1 des Oberkirchenrats (Herr Kolb, DW -231) erhältlich. Mustersatzungen können bei der Vernetzten Beratung Vernetzte Beratung (elk-wue.de) angefragt werden. 
5 Fusionen
Der Zusammenschluss (Fusion) von Kirchengemeinden sollte vor allem dann überlegt werden, wenn die Kirchenmitglieder stark zurückgehen, die Kirchengemeinde – auch aufgrund des sich verändernden ehrenamtlichen Engagement und weitere Faktoren – ihre Aufgaben nur noch mit großer Mühe erfüllen können. 

Obwohl eine Fusion für bisher selbständige Kirchengemeinden einen schmerzhaften Einschnitt darstellen kann, sollten die Chancen und Möglichkeiten, die mit diesem Schritt einhergehen, ebenso wahrgenommen werden. Häufig sind mit solchen Veränderungsschritten neue Aufbrüche möglich. Vorhandene Kräfte werden gebündelt und konzentriert. Neue Schwerpunkte entstehen. 

Ev. Oberkirchenrat Stuttgart

Dezernat 3 Theologische Ausbildung und Pfarrdienst

Dezernat 8 Bauwesen, Gemeindeaufsicht und Immobilienwirtschaft
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